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Schweiz

Von Anja Burri, Bern
 Jahrzehntelang haben die Parteien in 
der Schweiz versucht, junge Menschen 
als Wähler und Mitglieder zu gewinnen. 
Mit mässigem Erfolg. Gerade mal 2,9 Pro-
zent der 18- bis 39-Jährigen gaben bei 
den Befragungen für den Sozialbericht 
2012 an, Mitglied einer Partei zu sein. 
Auch die Wahlbeteiligung ist tief bei den 
Jungen: Zum Beispiel an der Abstim-
mung über das Tierseuchengesetz Ende 
November beteiligten sich gemäss einer 
Umfrage des Forschungsinstituts GFS 
Bern 17,6 Prozent der 18- bis 39-Jährigen. 
Ganz anders sieht es bei den über 60-Jäh-
rigen aus: Dort ist jede zehnte Person 
Mitglied einer Partei – mehr als in jeder 
anderen Altersgruppe. Und über das 
Tierseuchengesetz stimmten immerhin 
39,4  Prozent der über 60-Jährigen ab. 
Weil die Menschen in der Schweiz im-
mer älter werden, nimmt die Gruppe 
der Senioren weiter zu.

Nun haben auch die Schweizer Par-
teien das Potenzial der Senioren ent-
deckt. Die SP Schweiz gründete unter 
dem Label 60+ unlängst eine eigene Se-
niorenabteilung. Nach der SVP und CVP 
ist dies die dritte gesamtschweizerische 
Seniorensektion einer grossen Partei. 
Die FDP hat keine schweizerische, je-
doch acht kantonale Seniorengruppie-
rungen. Das Einbinden der Pensionier-
ten erfolgt durchaus eigennützig: Die 
SP 60+ brauche es auch darum, weil die 
SP dadurch das Engagement der älteren 
Genossen wirkungsvoller nutzen könne, 
schreibt die SP auf ihrer Internetseite. 
Die Leute über 60 brächten viel Erfah-
rung mit und seien motiviert, sich für 
die Partei einzusetzen, sagt SP-Co-Gene-
ralsekretärin Flavia Wasserfallen. Zum 
Beispiel für Unterschriftensammlungen 
oder Abstimmungskämpfe: Die beiden 
Initiativen «AHV plus» und «Für eine öf-
fentliche Krankenkasse» beträfen die 
Senioren selber stark, sagt Wasserfallen. 
Das Interesse an der neuen SP 60+ 
scheint gross: Seit der Gründung vor 

sechs Monaten haben sich über 1000 
Personen angemeldet. Die meisten wa-
ren bereits Mitglied einer SP-Sektion. 

Wie sich mit der Hilfe von Senioren 
Wahlen gewinnen lassen, haben Mitte 
April die Regierungsratswahlen im Kan-
ton Solothurn gezeigt. Die Mitglieder 
der Solothurner CVP 60+ klebten Pla-
kate, schrieben Leserbriefe, verschick-
ten Wahlwerbung per Post und E-Mail 
oder suchten in den Dörfern das direkte 
Gespräch mit den Leuten, wie der Solo-

thurner CVP-60+-Präsident Peter Henzi 
sagt. Mindestens 20 Personen seien im 
Einsatz gewesen. Ehemalige Spitzen
politiker berieten zudem die zwei CVP-
Kandidaten im Rahmen von Coachings. 
Trotz schwieriger Ausgangslage nach 
dem ersten Wahlgang schafften beide 
Politiker die Wahl. Die CVP 60+ habe 
mitgeholfen, die Wahlen zu gewinnen, 
lobte die Mutterpartei ihre Senioren da-
rauf in einer Medienmitteilung. Die 
Christlichdemokraten profitierten nicht 

zum ersten Mal von ihren älteren Mit-
gliedern: Auch beim Unterschriftensam-
meln für die beiden mittlerweile einge-
reichten Familieninitiativen engagierten 
sich diese stark, wie bei mehreren 
Kantonalparteien zu erfahren ist. «Das 
Engagement der Senioren war match
entscheidend», sagt CVP-60+-Präsident 
Norbert Hochreutener. Zahlen zur 
Unterschriftensammlung sind allerdings 
nicht erhältlich. «Die Senioren sind als 
Wahlkampfhelfer nicht zu unterschät-

zen», sagt auch Kaspar Voellmy, der bei 
der SVP für die Schweizer Dachorganisa-
tion der SVP Senioren zuständig ist. Äl-
tere Leute seien oft viel besser verankert 
in ihren Wohnorten und kennten viele 
Leute. Kampagnenberater raten den 
Parteien schon länger, ihre Senioren in 
die Wahlkämpfe miteinzubeziehen. Die 
Parteien hätten das Potenzial der Gene-
ration 60+ lange Zeit sträflich vernach-
lässigt, sagen Politikberater Louis Per-
ron und Mark Balsiger. Sie halten die 
60+-Abteilungen der Parteien für ein 
gutes Instrument, um die älteren Leute 
in der Politik zu halten. «Kümmert sich 
eine Partei um ihre Senioren, investiert 
sie damit in die Zukunft», sagt Perron. 
Denn je weiter die Alterung der Gesell-
schaft fortschreite, desto mehr wachse 
auch das Wählersegment der Senioren. 

Rebellische Zeitgenossen
Ältere Menschen seien aber nicht bloss 
dankbare Ressourcen für Fronarbeit 
und Wählersegmente, sondern brauch-
ten auch viel Betreuung, sagt Balsiger. 
Die Parteien organisieren regelmässig 
gesamtschweizerische und kantonale 
Versammlungen für die Senioren. Dazu 
gehören auch Unterhaltung, Vorträge 
oder Firmenrundgänge. Teilnehmerzah-
len von 200  Personen seien keine Sel-
tenheit, heisst es bei der SVP und CVP. 
Mit der Pensionierung fühlten sich viele 
Leute von der Gesellschaft abgehängt, 
sagt Alt-Nationalrat Hochreutener. Da 
freue man sich umso mehr über die Ein-
ladung an einen Parteianlass. Über an-
strengende und unbequeme Senioren, 
die die Parteisekretariate mit Beschwer-
den und Anfragen auf Trab halten, 
spricht man in den Parteizentralen nur 
hinter vorgehaltener Hand. Generatio-
nenforscher François Höpflinger sagt 
dazu: Im Gegensatz zur eher pragmati-
schen Jugend seien die Senioren rebelli-
sche Zeitgenossen. Dies zeige sich etwa 
an den vielen Leser- und Reklamations-
briefeschreibern über 60 Jahre.

Parteien entdecken Senioren als Wahlhelfer
Die SP hat nach der SVP und der CVP als dritte Partei eine schweizerische Seniorensektion gegründet. Sie gilt als Investition 
in die Zukunft: Bei den Solothurner Regierungsratswahlen etwa agierte die CVP 60+ als Wahlhelferin.

Senioren wurden als Wähler jahrelang sträflich vernachlässigt: Parteiversammlung der CVP 60+ in Bern. Foto: CVP Schweiz

Nach dem langen und 
schneereichen Winter sind 
Hänge in der Innerschweiz 
instabil. Ein Hang bei 
Beckenried rutscht täglich 
20 Zentimeter ab. 

Von Michael Soukup, Luzern
Der lange, feuchte Winter hat Nachwir-
kungen. Letzte Woche ist ein Hang ober-
halb Sarnens auf einer Fläche von rund 
30 Hektaren ins Rutschen geraten. Da-
rauf erklärte Obwalden für das Gebiet 
Hintergraben den Notstand. Gestern 
meldete die Nidwaldner Gemeinde Be-
ckenried, dass seit Mitte April im Gebiet 
Bodenberg eine Rutschung massiv zuge-
nommen habe. «Der Hang rutscht unge-
fähr 20 Zentimeter pro Tag. Es besteht 
aber zurzeit keine Gefahr, wir überwa-
chen den Hang und haben alle nötigen 
Vorkehrungen getroffen», sagte der Geo-
loge Stefan Tobler gestern zur Situation 
in Beckenried gegenüber dem «Regio-
naljournal Zentralschweiz».

Auf dem betroffenen Gelände ober-
halb der A 2 befinden sich ein dauernd 
bewohntes Wohnhaus, vier Ferienhäu-
ser und drei Landwirtschaftsgebäude. 
Das Wohnhaus rutsche gemäss Tobler 
auf einem 25 Meter dicken, 200 Meter 
breiten und 900 Meter langen Boden-
teppich. Zwar sei das Haus leicht beschä-
digt worden, aber bisher wurde keine 
Evakuation angeordnet. 

In Obwalden sind 40 bis 50 Bewoh-
ner vom Hangrutsch betroffen. Hier be-
wegt sich auf einer Fläche von rund 
30 Fussballfeldern die Erdmasse täglich 
10 bis 20 Zentimeter. Bisher wurden 
Häuser, Strassen und Strommasten be-
schädigt. In Mitleidenschaft gezogen ist 
auch eine Hauptversorgungsleitung des 
Elektrizitätswerks Obwalden. Zwar hat 
es noch keine Evakuierungen gegeben, 
aber einzelne Personen hätten ihr Haus 
bereits vor Monaten verlassen, wie die 
Gemeinde Sarnen erklärte. Zudem wur-
den vorsorglich mehrere beschädigte 
Gebäude wie Ställe abgerissen. 

Zu den Ursachen der Hangrutschun-
gen äusserte sich der Geologe Markus 
Liniger in der «Zentralschweiz am Sonn-
tag». Das Gebiet Hintergraben oberhalb 
Sarnens sei aufgrund seiner geologi-
schen Beschaffenheit und der Hang
neigung gefährdet: «Das war vor 100 Jah-
ren so und das wird auch in 100 Jahren 
so sein.»

Auslöser für die aktuelle Rutschung 
sei die lange nasse Periode. «Für solche 
Rutschungen ist es sehr typisch, dass sie 
im Winter in Bewegung geraten», sagte 
Liniger. Er geht davon aus, dass es noch 
relativ lange dauern wird, bis sich die 
Situation wieder stabilisiert. Deshalb 
erwartet Liniger, dass es auch in den 
Kantonen Luzern und Schwyz zu Hang-
rutschen kommen wird. 

Sperrgebiet für Wanderer
In Ob- und Nidwalden werden unterdes-
sen laufend die Abflüsse der Bäche frei 
gehalten, damit die Hänge möglichst gut 
entwässert werden. In Beckenried hat 
der Gemeinderat als Sofortmassnahme 
beschlossen, das ganze Gebiet intensiv 
zu überwachen und gefährdete Stras-
senabschnitte zu sperren.

Um Schaulustige von der Gefahren-
zone fernzuhalten, haben die Obwald-
ner Behörden ein striktes Fahrverbot er-
lassen sowie Biker und Wanderer aufge-
fordert, das Gebiet zu meiden. 

Erdrutsch auch in Nidwalden

Das neue Spirituosengesetz 
bringt grosse Fiskalausfälle 
mit sich. Das werden auch 
die für die Prävention 
verantwortlichen Stellen zu 
spüren bekommen.

Von Maurice Thiriet
Ausländische Schnapsbrenner profitie-
ren von niedrigen Produktionskosten 
und können so mit Importschnäpsen 
das Schweizer Preisniveau unterbieten. 
Im Rahmen der Revision des Alkohol
gesetzes sollen die inländischen Spiri
tuosenproduzenten steuerlich entlastet 
werden. Zwar fallen nach dem Vorschlag 
des Ständerates künftig die Freimengen 
für Landwirte, die steuerfrei gebrannt 
werden dürfen, weg. Doch insgesamt 
werden die Steuern für kleinere und 
mittlere Produzenten von 29 Franken 
pro Liter reinen gebrannten Alkohols im 
Schnitt um die Hälfte sinken. 

Nun hat die Eidgenössische Alkohol-
verwaltung (EAV) erstmals ausgerech-
net, wie sich die Änderungen im Be-
steuerungsregime auf die Einnahmen 
auswirken werden. «Das sind erst grobe 
Schätzungen», sagt EAV-Sprecher Nico-
las Rion. Schlussendlich könne die 
Spirituosensteuer irgendwo zwischen 
13 und 17 Franken zu liegen kommen.

Bis zu 45 Millionen weniger 
Insgesamt könnten mit dem neuen Re-
gime Steuerausfälle von bis zu 45 Millio-
nen auf heute 284 Millionen Franken 
anfallen. Der Verwaltungsaufwand wird 
jedoch kaum sinken, sondern nimmt 
eher noch zu. Denn im Gegensatz zu 
früher wird die Steuer auf Basis der so-
genannten Ausbeute erhoben, das heisst 
darauf, wie viel Schnaps man aus einem 
bestimmten Obst gewinnen kann oder 
nicht. Um die Besteuerung einiger
massen konstant halten zu können, 
müsste der Steuersatz eigentlich jährlich 
der Ernte angepasst werden. Mit dem 
Wegfall der Steuerprivilegierung für die 
Landwirte, die künftig wie alle anderen 

inländischen Produzenten vom ersten 
Liter an versteuern müssen, müssen 
auch die rund 50 000 landwirtschaft
lichen Betriebe, die Schnaps brennen 
oder brennen lassen, kontrolliert wer-
den. 

Alkoholzehntel schwindet
Die Steuerausfälle schmerzen weniger 
den Bund als die Kantone, die aus den 
Einnahmen der Alkoholsteuern den so-
genannten Alkoholzehntel zur Präven-
tion und Behandlung von Sucht und 
Süchtigen erhalten. Die unter den 
Kantonen zu verteilenden Steuergelder 
könnten um rund 20 Prozent von 26 auf 
22 Millionen Franken jährlich zurückge-
hen. Würden die Zahlungen an die Kan-
tone und von dort an die Präventions- 
und Behandlungseinrichtungen linear 
gekürzt, dann hätte dies teils empfindli-
che Abstriche zur Folge. So erhielt etwa 
der Kanton Zürich 2010 rund 4,5 Millio-
nen Franken aus dem Alkoholzehntel 
und der Kanton Bern 3,5 Millionen. 

Niedrigere Ausschüttungen aus dem 
Alkoholzehntel würden sich wohl auf 
die Gesundheitsdienste durchschlagen. 
«Gibt es weniger Geld aus dem Alkohol-
zehntel, dann würden im Kanton weni-
ger Mittel des Bundes für die Prävention 
und die Behandlung im Bereich des 
Suchtmittelmissbrauchs zur Verfügung 
stehen», sagt Daniel Winter von der Ge-
sundheitsdirektion des Kantons Zürich. 
Es sei dann eine politische Frage, ob 
man diese Lücken mit anderen Mitteln 
stopfen wolle und könne oder nicht. 
«Dazu müssen wir erst den Ausgang der 
politischen Debatte zur Totalrevision 
des Alkoholgesetzes abwarten», sagt 
Winter. 

Als Nächstes kommt die Vorlage in die 
vorberatende Kommission des National-
rates. Während mit der neuen Besteue-
rungsart, die der Ständerat vorgeschla-
gen hat, eigentlich alle Parteien einver-
standen sind, wollen die Bauern ihr 
gestrichenes Privileg zurückerobern, 
kleine Mengen Alkohols von bis zu zehn 
Litern aus dem eigenen Obst steuerfrei 
brennen zu dürfen. 

Alkoholgesetz mit Nebenwirkungen
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Die Nationalratskommission 
stimmt für eine moderate 
Umsetzung der 
Zweitwohnungsinitiative. 

Bei der Umsetzung der Zweitwohnungs-
initiative sollen die Bedürfnisse der 
Berggebiete stärker berücksichtigt 
werden. Die zuständige Kommission des 
Nationalrats hat eine entsprechende 
Standesinitiative des Kantons Tessin gut-
geheissen. Mit 13 zu 11 Stimmen bean-
tragt die Kommission für Umwelt, Raum-
planung und Energie (Urek) ihrem Rat, 
dem Vorstoss aus dem Tessin Folge zu 
leisten. Der Ständerat hatte das Begeh-
ren abgewiesen, weil die Forderungen 
seiner Ansicht nach bei der vorläufigen 
Umsetzung berücksichtigt wurden.

Die Kommission will mit der An-
nahme aber laut Communiqué ein Zei-
chen setzen, damit die Bedürfnisse der 
Berggebiete bei der anstehenden Aus-
arbeitung des Gesetzes zur Zweitwoh-
nungsinitiative speziell berücksichtigt 
werden. Unter anderem verfolgte das 
Tessiner Parlament mit der Standesini-
tiative das Ziel, dass Gebiete mit Touris-
mus unterstützt werden sollen. Rustici 
sollten nicht von der Zweitwohnungs
initiative erfasst und der Begriff Zweit-
wohnung sollte sehr eng ausgelegt 
werden. Die Zweitwohnungsverordnung 
nimmt die Rustici bereits aus.

Weiter will die Urek auch einer parla-
mentarischen Initiative Folge leisten, 
die ein Schlupfloch für die Umsetzung 
der Zweitwohnungsinitiative bietet. 
Demnach sollen jene Wohnbauten nicht 
zur Quote für Zweitwohnungen gezählt 
werden, die dem Zivilschutz für Notfälle 
zur Verfügung gestellt werden.

Die Zweitwohnungsinitiative war im 
März 2012 vom Volk angenommen wor-
den. Für Gemeinden mit einem Anteil 
von über 20 Prozent gilt seit Anfang 2013 
ein Verbot für die Bewilligung neuer 
Zweitwohnungen. (SDA)

Unterstützung für 
die Berggebiete


